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«Ichbin fürden
Eventualvorschlag,
weil erFusionen
ermöglichtund
fördert, nicht aber
erzwingt.»

Appenzell Ausserrhoden steht
vor Jahrhundertabstimmung

MeaMcGhee

Rehetobel ist eines von 20Dör-
fern inAppenzellAusserrhoden.
Die Vorderländer Gemeinde
arbeitet inmehreren Bereichen
mit ihresgleichen zusammen.
Erst im Oktober sagten die
Stimmberechtigten Ja zu einer
gemeinsamenSozialhilfebehör-
demitHeiden undGrub.

Solche Kooperationen sind
mit ein Grund, weshalb in Aus-
serrhoden seit Jahren eineNeu-
ordnungderGemeindestruktu-
ren im Raum steht. Spätestens
seit diesem Herbst wird das
Thema kontrovers diskutiert.
Eine treibende Kraft hinter der
Abstimmung vom 26. Novem-
ber ist Roger Sträuli, der auch
schon als «Fusionsturbo von
Rehetobel» bezeichnet wurde.
Der ehemalige FDP-Kantons-
rat forderte 2010 mit einem
Postulat, die Regierung solle
die Gemeindestruktur im Kan-
tonanalysieren.Er sagt: «Schon
damals waren die Schwierig-
keiten, Kandidierende für po-
litische Ämter oder Mitarbei-
tende für Gemeindeverwal-
tungen zu finden, offensicht-
lich. Die Situation hat sich in
den vergangenen Jahren mas-
siv verschärft.»

Mit seinemVorstosswar die
Strukturdiskussion angestos-
sen. Die damalige Regierung
liess eine Studie erstellen – und
danach in der berühmten
Schublade verstauben. So lan-
cierte die IGStarkesAusserrho-
den, die Roger Sträuli präsi-
diert, 2018 eineVolksinitiative,
dieZusammenschlüsse vonGe-
meindenerleichternwollte.Der
anschliessende politische Pro-
zessmit vielenEtappendauerte
fünf Jahre.

Und nun steht Ausserrho-
den, 13 JahrenachdemPostulat
von Roger Sträuli, vor der Jahr-
hundertabstimmung, obdie seit
1749 bestehenden Gemeinde-
strukturen neu geordnet wer-
den sollen. Es könnte zu einer
ähnlich weitreichenden Ge-
bietsreform kommen wie 2011
imKantonGlarus.

Regierungwill dreibis fünf
Gemeinden
Aufgrund der Vorgeschichte
ist die Abstimmungsfrage
komplex. Konkret geht es um
zwei Vorlagen und eine Stich-
frage.Die radikaleVariante, der

«Gegenvorschlag» der Regie-
rung, würde zum Zusammen-
schluss von heute 20 auf drei,
vier oder fünf Gemeinden füh-
ren.Wie sichdieneuenGemein-
den zusammensetzten, würde
ein neues Gesetz festlegen.
Über dieses Gesetz könnte das
Stimmvolk befinden.

«Mit demJa zumGegenvor-
schlag packen wir die Chance
für ein grosses Miteinander»,
sagt Roger Sträuli. Man könnte
gemeinsam auf grüner Wiese
vorwärtsgehenundunterFeder-
führungdesKantonsmitEinbe-
zug des Parlaments, der Ge-
meinden und verschiedener
Gruppierungen die beste Va-
riante ausarbeiten. Denkbare
Gemeindegefüge gibt es meh-
rere: dreiGrossgemeindenana-
logder ehemaligenBezirkeHin-
ter-, Mittel- und Vorderland.
Oder die EinzelgemeindenHe-
risau und Teufen, verbunden
mit einem geografisch, wirt-
schaftlich, raumplanerisch und
steuertechnisch sinnvollen Zu-
sammenschluss mehrerer Ge-
meinden.

Zu den Stimmen, die be-
fürchten, die Identität der Dör-
fer könnte im Zuge einer Um-
strukturierung verloren gehen,
sagt Sträuli: «Es sind die Men-
schen, die sich in Vereinen und
in der Gesellschaft einbringen.
Chöre, Sportclubs oder die
Feuerwehr bestehen schon lan-
ge nicht mehr ausschliesslich
aus Mitgliedern, die im jeweili-
genDorf wohnen.»

Die SP,Mitte, EVP undGLP ha-
bendie Ja-Parole fürdenGegen-
vorschlag beschlossen.

Eventualvorlagewill
Gemeindenamenstreichen
Weniger weit geht die «Even-
tualvorlage». Sie will die Ge-
meindenamenausderKantons-
verfassung streichen. Das wäre
ein erster Schritt, um Gemein-
defusionenzuvereinfachen.An-
sonstenwärebei jedemZusam-
menschluss eine Teilrevision
der Kantonsverfassung nötig.
DerKanton soll dieGemeinden
bei einer Zusammenlegung zu-
dem administrativ und finan-
ziell unterstützen. In welchem
Mass dies geschähe, würde ein
Fusionsgesetz festlegen, über
dasdieBevölkerungabstimmen
könnte. Die FDP und die SVP
haben die Parole für die Even-
tualvorlage gefasst.

Reto Altherr, Präsident der
steuergünstigsten Gemeinde
Teufen, ist persönlich ein Ver-
fechter der Eventualvorlage. Er
siehtdenVorteil darin,dassman
dank des zu erarbeitenden Fu-
sionsgesetzesBedingungen,Ab-
läufeundfinanzielleAuswirkun-
gen kenne. Darauf basierend,
könnten Gemeinden, die fusio-
nierenwollen, imProzesszielge-
richtet unterstützt werden. Alt-

herrgeht zudemdavonaus,dass
der Erfolg vonFusionen grösser
ist, wo sie von der Bevölkerung
gewünschtwerden.Wichtig sei,
einefinanzielleSchwächungvon
Teufen zu vermeiden, da es
sonst drei Verlierer gäbe: den
Kanton, die Gemeinden, die
durch den Finanzausgleich von
Teufen profitieren, und dieMit-
telländerGemeinde selbst.

Reto Altherr steht auch der
Gemeindepräsidienkonferenz
vorund trägtdort einenanderen
Hut.Dieseunterstützt seit jeher
Bestrebungen,Gemeindefusio-
nen zu ermöglichen. Über den
zielführendenWeggibtesunter-
schiedlicheMeinungen.DieGe-
meindepräsidienkonferenz sei
froh,dass einebreiteDiskussion
stattfinde und hoffe auf eine
hohe Stimmbeteiligung, so Alt-
herr. «Einig sindwiruns, dass es
Veränderung braucht.»

Ein Befürworter freiwilliger
Fusionen ist Benjamin Schind-
ler, Experte für öffentliches
Recht anderUniversität St.Gal-
len, der seitmehreren Jahren in
Speicher lebt. «Ich bin für den
Eventualvorschlag, weil er Fu-
sionen ermöglicht und fördert,
nicht aber erzwingt.» Dieser
Weg sei sachgerecht, weil mit
ihm Fusionen genau dort vom
Kanton gefördert würden, wo

sie das richtige Instrument zur
Problemlösung seien. Schindler
sieht in Fusionen kein flächen-
deckendesAllheilmittel, umden
Kanton für alleHerausforderun-
gen der Zukunft fit zu machen.
WiederKantonSt.Gallen zeige,
komme es mit einem Fusions-
förderungsgesetz durchaus zu
erfolgreichenundnachhaltigen
Zusammenschlüssen, weil die
neuen Gemeinden von Beginn

weg auf die Zustimmung und
Mitarbeit derbetroffenenBevöl-
kerung zählen könnten. Benja-
min Schindler argumentiert:
«Der Eventualvorschlag bietet
Sicherheit,weil imGesetz zuerst
die Spielregelndefiniertwerden
underst dannentschiedenwird,
wer mit wem fusionieren soll.»
Er ist derAnsicht, derEventual-
vorschlag führe letztlich sogar
rascher zum Ziel, da man von
den Erfahrungen anderer Kan-
tone profitieren und mögliche
Stolpersteine auf dem Weg zu
Gemeindezusammenschlüssen
besser umgehen könne.

Gegenvorschlaghatdas
grosseGanze imBlick
Anders siehtdiesMathias Stein-
hauer, EVP-Kantonsrat der be-
völkerungsreichstenGemeinde
Herisau.Einzelfusionenwürden
dazu führen, dass viele nicht in-
volvierte Gemeinden auch in
Bewegung kämen, weil Verein-
barungen und Zweckverbände
neu geordnet werden müssten.
Steinhauer befürchtet einen
mehrere Jahrzehnte dauernden
Veränderungsprozess mit zu-
sätzlichem Aufwand ohne Nut-
zen und nennt dies einen
«eigentlichenWahnsinn».

Als Co-Präsident des Pro-
Komitees ist der Herisauer Be-

Eine Reduktion auf drei bis fünf
Gemeinden, die Streichung
derGemeindenamen aus der
Kantonsverfassung oder der Status
quo: Das Ausserrhoder Stimmvolk
kann am26.November denWeg
ebnen fürGemeindefusionen.
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Gemeinde
Säntis
7259 Einwohner
(ehemals
Waldstatt,
Schwellbrunn,
Schönengrund,
Urnäsch,
Hundwil)

Gemeinde
Rotbachtal
12924 Einwohner
(ehemals Stein,
Teufen, Gais
und Bühler)

Gemeinde
Kurzenberg
11154 Einwohner
(ehemals Heiden,
Lutzenberg,
Wolfhalden,
Walzenhausen,
Reute und Grub)

Gemeinde
Goldachtal
9039 Einwohner
(ehemals Trogen,
Wald, Rehetobel,
Speicher

VARIANTE 4: EIN BEISPIEL FÜR 5 GEMEINDEN

Gemeinde
Herisau
15 887
Einwohner

Gemeinde
Teufen
6490
Einwohner

VARIANTE 3: DREI GEMEINDEN PLUS HERISAU UND TEUFEN

Gemeinde
Herisau
15887
Einwohner

Gemeinde
Hinterland
8707
Einwohner

Gemeinde
Mittelland
11325
Einwohner

Gemeinde
Vorderland
13854
Einwohner

Gemeinde
Herisau
15887
Einwohner

VARIANTE 2: DREI GEMEINDEN PLUS HERISAU

Gemeinde
Hinterland
8707
Einwohner

Gemeinde
Mittelland
17815
Einwohner

Gemeinde
Vorderland
13854
Einwohner

Gemeinde
Hinterland
24594
Einwohner

Gemeinde
Mittelland
17815
Einwohner

Gemeinde
Vorderland
13854
Einwohner

VARIANTE 1: AUS EHEMALIGEN BEZIRKENWERDEN GEMEINDEN

Grafik: stb

Ausserrhoder Gemeinden: diese Fusionsvarianten stehen im Raum

Der Mut der Glarner ist bis jetzt unerreicht
Gemeindereformen Es war ein
revolutionärer Akt: Im Jahr
2006 beschloss die Landsge-
meinde inGlarus, diemehreren
DutzendOrts-, Schul- und wei-
terenGemeinden imKanton zu
drei Einheitsgemeinden zu fu-
sionieren. Der Antrag kam aus
dem Volk. Die Glarner Regie-
rung, die eineVariantemit zehn
Gemeinden vorgeschlagen hat-
te,warvölligüberrascht, ebenso
der Rest der Schweiz. Haupt-
grund für dieses politische Erd-
beben waren die finanziellen
Probleme verschiedener Glar-
ner Gemeinden.

2011 startetederKantonmit
den drei fusionierten Gemein-
dennamensGlarus Süd,Glarus
NordundGlarus.Bisheute ist es
die radikalsteGemeindereform,
die inder Schweiz je stattgefun-
den hat.

Hat sichder Schritt gelohnt?
2021 äusserten sich dieGlarner
Regierungsrätinnen undRegie-
rungsräte –mit erfrischend ehr-
lichenEinschätzungen: «Insge-
samt ist vieles professioneller
und effizienter geworden, eini-

ges in den Dörfern aber auch
komplizierter und unpersönli-
cher.» – «Man denkt und han-
delt gesamtheitlicher, die Nähe
zur Bevölkerung ist dafür etwas
verloren gegangen.»

Kanton und Gemeinden
seien finanziell gesund und das
Vereinslebenbesteheweiterhin,
allerdings würden die Gemein-
deversammlungen nicht allzu
gut besucht. Und schade sei,
«dass zwei der drei Gemeinde-
namen etwas gar stark anAuto-
bahnausfahrtenerinnern.»Wer
die Zitate liest, erhält den Ein-
druck:Glarus ist noch immerein
bisschenerstauntüberdeneige-
nenMut.

Thurgau war Vorreiter –
und wurde überholt
Zu den Pionieren bei Gemein-
defusionen gehörte einst auch
der Thurgau. Ende der 1980er-
Jahre gab sich der Kanton eine
neue, heftigumstritteneVerfas-
sung. Sie schrieb die Schaffung
einheitlicher politischer Ge-
meinden bis Ende 1999 vor, die
früheren Orts- und Munizipal-

gemeinden sollten verschwin-
den. Das Resultat: Die Zahl der
Gemeindensankvon181auf80.
Diese 80 Gemeinden erhielten
eine Bestandesgarantie in der
Verfassung.

DieFolge: ImThurgaugabes
seither keine Fusionen mehr.
Heute zählt eine politische Ge-
meinde im Thurgau durch-
schnittlich 3600 Einwohnerin-
nenundEinwohner.Damit sind
die Gemeinden kleiner als im
nationalen Schnitt (circa 4000
Personen). ImKantonSt.Gallen
kommen auf eine Gemeinde
etwa7000Einwohner, inGlarus
14000.

Das ist auch dem Verband
Thurgauer Gemeinden (VTG)
aufgefallen.DieGefahrbestehe,
dass allzu kleine Gemeinden
ihre Aufgaben immer weniger
selbstständig und effizient aus-
führen könnten, heisst es in
einer Publikation des VTG vom
Juni 2022. Der Verband legte
deshalb einenLeitfaden fürGe-
meindefusionenvor –undwarn-
te: «Die Gemeinden tun gut
daran, solcheÜberlegungenaus

eigener Initiativevorzunehmen,
bevor allenfalls die kantonale
Politik aktiv wird.»

St.Galler Fusionswelle mit
Geld aus der Kantonskasse
Der Kanton St.Gallen zählte
über lange Zeit 90 politische
Gemeinden, dieFusionvonEb-
nat und Kappel im Toggenburg
(1965) blieb eine Ausnahme.
Erst nachdem Jahr 2000 setzte
eine Fusionsbewegung ein, fi-
nanziell gefördert durch den
Kanton. Heute gibt es 75 politi-
sche Gemeinden in St.Gallen,
parallel dazu sank die Zahl der
Schulgemeinden massiv, von
150 imJahr 2000auf 29 imJahr
2023.MancheProjekte scheiter-
ten allerdings auch, zum Bei-
spiel die «StadtMittelrheintal»
oderdieFusionvonGossauund
Andwil. Der jüngste Zusam-
menschluss fand wiederum im
Toggenburg statt: Zur Gemein-
de Neckertal stiessen Anfang
2023 Oberhelfenschwil und
Hemberg dazu.

Adrian Vögele

Momentan bildet die Urnäsch
die Grenze zwischen den
Gemeinden Hundwil und Wald-
statt. Bei einer möglichen
Neustrukturierung der Gemein-
den könnte sich das ändern.

Bild: Michel Canonica

fürworter einer Reduktion auf
drei bis fünf Gemeinden. Er
nennt wie Roger Sträuli die ge-
stiegenenAnforderungenandie
Gemeinden als wichtiges Argu-
ment für eine Strukturreform.
Auf Verwaltungen kleiner Ge-
meindenarbeitenentwederSpe-
zialisten imFachgebietmit klei-
nemPensumoderGeneralisten,
die über mehrere Fachgebiete
vertieft Kenntnis haben sollten.
Steinhauer spricht von einem
«kaum zu lösenden Spagat».
Viele Gemeinden hätten sich
aufgrund der Aufgabenfülle in
Zweckverbänden und Koopera-
tionen zusammengeschlossen.
Steinhauer sagt: «De facto kön-
ne sie ihre Kernaufgaben nicht
mehrselbstständigerfüllen.»Da
jedeGemeinde20bis30Verein-
barungen verfüge, sei derÜber-
blick schwierig.«MitdieserAus-
gangslage ergibt es keinen Sinn,
nuraneinerEcke irgendetwaszu
fusionieren.Wirmüssennunauf
die ganze Gemeindelandschaft
schauen.»

Die Regierung will aus einer
Position der Stärke handeln
AnmehrerenPodienhabenMit-
glieder des Regierungsrats der
Bevölkerungden Inhalt derVor-
lagen dargelegt. Die Regierung
sieht imGegenvorschlagVorteile

für alle. Es ist die erste Abstim-
mungsvorlage für Neu-Regie-
rungsrätin Katrin Alder, Vorste-
herin des Departement Inneres
undSicherheit.Sieargumentiert:
«Dreibis fünfGemeindenwären
stärker und könnten auf Augen-
höhe mit Kantons- und Regie-
rungsrat und auch unter sich
agieren,zwanzigzumTeilkleine
Gemeinwesenkaum.»Sienennt
auch den zeitlichen Aspekt. Mit
demGegenvorschlagwürdendie
Gemeindestrukturen in abseh-
barer Zeit verändert, mit dem
Eventualantrag sei es unsicher,
wannundobüberhauptetwas in
Bewegung komme. Für Katrin
Alder ist klar: «Wenn wir heute
handeln, handeln wir aus einer
Positionder Stärke.»

Esgibt vereinzelte Stimmen,
die beide Vorlagen ablehnen,
etwa einzelne Mitglieder der
SVPunddasWalzenhauserBür-
gerforum AR, dem Staatsskep-
tiker angehören.KatrinAlderer-
läutert, welche Folgen ein dop-
peltes Nein aus Sicht der
Regierunghätte:«Esbliebealles
beim Alten. Fusionen müssten
von fusionswilligenGemeinden
ausgehen. JedeFusionbräuchte
einzelne Abstimmungen sowie
die Anpassung der Kantonsver-
fassung, was einen noch länge-
ren Prozess darstellenwürde.»
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